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Entwurf einer Verordnung, mit der die Bildungsdokumentations-

verordnung Universitäten - BidokVUni geändert wird;

Entwurf  einer Verordnung, mit der die Bildungsdokumentations-

verordnung-Fachhochschulen - BidokVFH geändert wird;

Aussendung zur Begutachtung

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur übermittelt in der Anlage den Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, mit der die Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten - BidokVUni geändert wird, sowie den Entwurf  einer Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, mit der die Bildungsdokumentationsverordnung-Fachhochschulen - BidokVFH geändert wird.

Um allfällige Übermittlung einer Stellungnahme bis

längstens 31. März 2006

wird gebeten.

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme eingelangt sein, wird angenommen, dass keine Bedenken gegen den vorliegenden Entwurf bestehen.

Leermeldungen sind nicht erforderlich.
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Entwurf

Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, mit der die Verordnung über die Durchführung des Bildungsdokumentationsgesetzes an den Universitäten und an der Donau-Universität Krems (Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten – BidokVUni) geändert wird

Auf Grund 

1. der §§ 4 und 9 des Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 169/2002;

2. des § 16 Abs. 6 des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 77/2005;

3. des § 3 des Bundesgesetzes über die Universität für Weiterbildung Krems (DUK-Gesetz 2004), BGBl. I Nr. 22/2004;

4. des § 4 Abs. 4 und des § 8 des Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003,

wird verordnet:

Die Verordnung über die Durchführung des Bildungsdokumentationsgesetzes an den Universitäten und an der Donau-Universität Krems, BGBl. II Nr. 30/2004, wird wie folgt geändert:

1. Im Titel wird der Wortfolge „Donau-Universität Krems“ durch die Wortfolge „Universität für Weiterbildung Krems“ ersetzt.

2. § 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Diese Verordnung gilt für alle Universitäten gemäß § 6 des Universitätsgesetzes 2002 und für die Universität für Weiterbildung Krems gemäß dem Bundesgesetz über die Universität für Weiterbildung Krems. Sowohl die Universitäten gemäß § 6 des Universitätsgesetzes 2002 als auch die Universität für Weiterbildung Krems werden im Folgenden als „Universitäten“ bezeichnet.“

3. In § 1 Abs. 2 entfällt die Wortfolge „oder der Donau-Universität Krems“.

4. In § 1 Abs. 3 entfällt die Wortfolge „und die Donau-Universität Krems“.

5. § 2 lautet:

„§ 2. Jede Universität hat zu den Stichtagen 30. Juni und 31. Dezember jeden Jahres binnen zwei Wochen der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur Daten über ihr Personal gemäß Anlage 1 für die Evidenz gemäß § 4 des Bildungsdokumentationsgesetzes zu übermitteln.“

6. In § 3 werden die Wortfolge „und die Donau-Universität Krems haben“ durch das Wort „hat“ und der Ausdruck „Anlage 3“ durch den Ausdruck „Anlage 2“ ersetzt. 

7. In § 4 Abs. 1 wird die Wortfolge „und an der Donau-Universität Krems (Anlagen 1 und 2)“ durch den Ausdruck „(Anlage 1)“ ersetzt.

8. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Für Zwecke der Ermittlung des Personalaufwandes sowie der Einnahmen und Ausgaben gemäß 
§ 9 Abs. 1 Z 3 des Bildungsdokumentationsgesetzes hat jede Universität den Rechnungsabschluss im Wege der Bundesministerin oder des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Kultur der Bundesanstalt „Statistik Österreich“ zu übermitteln.“

9. § 5 samt Überschrift lautet:

„Daten für das universitäre Berichtswesen

§ 5. Soweit die Bundesministerin oder der Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur entsprechende auf Basis der §§ 2 und 3 gewonnene Rohdaten auf der vorgesehenen elektronischen Plattform zur Verfügung stellt, haben die Universitäten diese den statistischen Auswertungen im Rahmen ihrer der Bundesministerin oder dem Bundesminister für Bildung, Wissenschaft und Kultur vorzulegenden Berichte, insbesondere Wissensbilanz und Leistungsbericht, zu Grunde zu legen.“

10. Der erste Satz der Anlage 1 lautet: 

„Bei gleichzeitigem Bestehen mehrerer Dienst- oder Beschäftigungsverhältnisse oder Verwendungen einer Person ist ein gesonderter Datensatz je Beschäftigungsverhältnis und Verwendung zu übermitteln.“

11. In Anlage 1 Z 2.2 entfällt die Wortfolge „zum nächstfolgenden Stichtag“.

12. Anlage 1 Z 2.5 lautet:


„Beschäftigungsart 1:


1 Dienstverhältnis zum Bund


3 Arbeitsverhältnis zur Universität


4 Ausbildungsverhältnis, ausgenommen Lehrlinge gemäß Berufsausbildungsgesetz


5 sonstiges Beschäftigungsverhältnis


6 Ausbildungsverhältnis gemäß Berufsausbildungsgesetz


Beschäftigungsart 2:


B  befristetes Beschäftigungsverhältnis


M befristetes Arbeitsverhältnis im Sinne von § 109 Abs. 2 Universitätsgesetz 2002


U  unbefristetes Beschäftigungsverhältnis“

13. Anlage 2 lautet:

„Anlage 2

zu § 3

Raumdaten der Universitäten 

1.
Merkmale
	Lfd. Nr.
	Feldinhalt

	1
	universitätseigener eindeutiger Objektcode

	2
	Bezeichnung des Objektes

	3
	Postleitzahl der topographischen Objektanschrift gemäß 2.1

	4
	Ort der topographischen Objektanschrift gemäß 2.1

	5
	Standort (Straße, Gasse, Platz, Ortschaft) des Objektes gemäß 2.1

	6
	Hausnummer (Ordnungsnummer) gemäß 2.1

	7
	Nettogrundfläche des Objektes  (Nutzungsarten 1 bis 9 gemäß 2.2) in m2 

	8
	Nutzfläche des Objektes je Nutzungsart 1 bis 7 gemäß 2.2 in m2

	9
	Funktionsflächen des Objektes (Nutzungsart 8 gemäß 2.2) in m2

	10
	Verkehrsflächen des Objektes (Nutzungsart 9 gemäß 2.2) in m2

	11
	Hauptmietzins (Nutzungsentgelt) ohne Umsatzsteuer pro Monat

	12
	Betriebskosten gemäß §§ 21 bis 24 Mietrechtsgesetz pro Monat

	13
	Umsatzsteuer pro Monat


2.
Feldinhalt

Die Felder 1 und 3 bis 13 dürfen nicht leer übergeben werden.

2.1
Unter Objekt sind ein Gebäude oder die in einem Gebäude von der Universität genutzten Flächen zu verstehen. Verfügt die Universität in einem Gebäude über verschiedene Teilbereiche (Top-Nummern), sind diese, auch wenn sie flächenmäßig nicht zusammenhängen, in ein Objekt zusammenzufassen. Bei Gebäudekomplexen mit mehreren gesonderten Gebäuden ist jedes Gebäude als Objekt anzuführen. Bestehen für ein Objekt mehrere Anschriften, so ist die an der Universität überwiegend verwendete anzuführen.

2.2
Nutzungsart

(Raumwidmungscodes für den Universitätsbereich im Anschluss an DIN 277 und ÖNORM B 1800)

1
Wohn- und Aufenthaltsräume

2
Büros und Sitzungsräume

3
Werkstätten und Labors

4
Lager und Archive

5
Unterrichtsräume und Bibliotheken

6
Medizinisch ausgestattete Räume

7
Sonstige Nutzung (Sanitär, Garderoben, Abstellräume)

8
Funktionsflächen

9
Verkehrsflächen“

14. Anlage 3 entfällt.

Vorblatt 

Inhalt:

Das Bundesgesetz über die Universität für Weiterbildung Krems (DUK-Gesetz 2004) sieht die umfassende Anwendung des Universitätsgesetzes 2002 auf die Universität für Weiterbildung Krems per 1. Juli 2005 vor. Die Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten – BidokVUni beruht noch auf der Rechtslage nach dem DUK-Gesetz aus dem Jahr 1998, daher hat eine Anpassung der BidokVUni an das DUK-Gesetz 2004 zu erfolgen, wobei auch redaktionelle Adaptierungen vorgenommen werden sollen.

Finanzielle Auswirkungen:

Geschätzter Mehraufwand im Bereich Raumdatenerfassung von Euro 3.000.- pro Jahr für alle Universitäten zusammen.

Auswirkungen auf die Beschäftigung und des Wirtschaftsstandort Österreich:

Keine.
Alternative:

Keine

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der EU:

Der Regelungsgegenstand fällt nicht in den Anwendungsbereich des Rechtes der Europäischen Union.
Erläuterungen

Allgemeiner Teil:

Mit der vollen Wirksamkeit des Bundesgesetzes über die Universität für Weiterbildung Krems 
(DUK-Gesetz 2004), BGBl. I Nr. 22/2004, am 1. Juli 2005 wurden unter anderem auch die organisationsrechtlich vorgesehenen Personalkategorien der Universität für Weiterbildung Krems an jene der Universitäten gemäß § 6 des Universitätsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 120/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 77/2005, angeglichen. Diese Änderung muss auch in der Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten – BidokVUni nachvollzogen werden. Darüber hinaus sollen mit dem vorliegenden Entwurf geringfügige Adaptierungen aufgrund der bisherigen Erfahrungen in der Vollziehung vorgenommen werden. Eine weitere Änderung betrifft die Abstimmung der in der BidokVUni vorgesehenen Stichtage mit jenen in gesetzlich vorgesehenen Berichtsinstrumenten, insbesondere mit der Wissensbilanz. 

Finanzielle Auswirkungen:

Die Trennung zwischen Ausbildungsverhältnissen gemäß Berufsausbildungsgesetz, BGBl. Nr. 142/1969, und anderen Ausbildungsverhältnissen in Anlage 1 Z 2.5 erfordert einen geringfügigen, nicht kalkulationsrelevanten Eingriff in das Programm, das die Merkmale der Personalanwendung der Universität für den gemäß Bildungsdokumentationsverordnung zu übermittelnden Datenbestand „übersetzt“.

Im Bereich der Raumdaten (Anlage 2) müssen drei Beträge pro Objekt und Jahr statt bisher eines Betrages übermittelt werden. Die Form der Gewinnung dieser Daten für die Bildungsdokumentation an den einzelnen Universitäten ist nicht bekannt und sehr wahrscheinlich unterschiedlich. Nimmt man einen jährlichen Mehraufwand von 15 Minuten B-wertig je Objekt an, ergibt sich für alle Universitäten zusammen (468 x 0,25 x € 25,60) ein jährlicher Mehraufwand von rund € 3.000.-.

Besonderer Teil:

Z 1 (Titel):

Die bisherige Bezeichnung Donau-Universität Krems wird durch die neue Bezeichnung Universität für Weiterbildung Krems ersetzt.

Z 2 bis 4 (§ 1):

In § 1 Abs. 1 wird „Universitäten“ als Sammelbegriff bzw. „Universität“ als Oberbegriff sowohl für die Universitäten gemäß Z 6 des Universitätsgesetzes 2002 als auch für die Universität für Weiterbildung Krems eingeführt. Die Adaptierungen in Abs. 2 und 3 folgen dieser Vorgangsweise.

Z 5 (§ 2):

Während bisher die Universitäten gemäß § 6 des Universitätsgesetzes 2002 den Personalstand zu zwei Stichtagen jährlich darstellen, liefert die Universität für Weiterbildung Krems – wie auch die Fachhochschulen und die Privatuniversitäten – einen „Jahresbericht“, d.h. die übermittelten Daten bilden die personelle Gesamtsituation des vorausgegangenen Studienjahres ab. Da der an sich wünschenswerte Übergang der Universitäten auf ein derartiges Jahresberichtssystem mit einem beträchtlichen Einmalaufwand verbunden wäre, wird einer Angleichung der Universität für Weiterbildung Krems an das System der Universitäten gemäß Universitätsgesetz 2002 der Vorzug gegeben. Die Beibehaltung einer unterschiedlichen Lösung zwischen Universität für Weiterbildung Krems einerseits und den Universitäten gemäß Universitätsgesetz 2002 erscheint im Hinblick auf die rechtliche Anbindung des DUK-Gesetzes an das Universitätsgesetz 2002 nicht vertretbar. Die Verlegung der Stichtage für die Datenübermittlung auf jeweils das Ende eines Halbjahres kommt dem Wunsch der Universitäten nach möglichster Akkordierung der Stichtage für Datenübermittlungen mit dem Kalenderjahr als Berichtsperiode des universitären Berichtswesens (Tätigkeits- bzw. Leistungsbericht, Wissensbilanz und Rechnungsabschluss) entgegen. 

Z 6 und 7 (§ 3 und § 4 Abs. 1):

Es wird die geänderte Adressierung der Universitäten im Sinn von § 1 Abs. 1 nachvollzogen und dem Entfall einer gesonderten Anlage für die Donau-Universität Krems Rechnung getragen.

Z 8 (§ 4 Abs. 2):

Während bisher für Zwecke der Bundesstatistik auf die Jahresendabrechnung der Universität für Weiterbildung Krems zurückgegriffen wurde, wird in Hinkunft auch bei dieser Universität der Rechnungsabschluss (vgl. § 16 Abs. 4 des Universitätsgesetzes 2002) zur Verfügung zu stellen sein. Die Jahresendabrechnung für 2004 liegt bereits vor. Der erste Rechnungsabschluss, betreffend das Jahr 2005, wird gemäß § 12 Abs. 14 des DUK-Gesetzes 2004 bis zum 30. April 2006 vorzulegen sein.

Z 9 (§ 5):

Die neue Bestimmung des § 5 über Daten für das universitäre Berichtswesen steht in engem Zusammenhang mit der Wissensbilanz-Verordnung und der Verordnung zum Formelbudget, die eine Reihe von Kennzahlen vorsehen werden, die zum Teil auch vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur selbst ermittelt werden können und für das Formelbudget auch tatsächlich vom bm:bwk errechnet werden. Eine Grundlage hiefür sind die von den Universitäten auf Grund der Bildungsdokumentationsverordnung Universitäten regelmäßig dem Bundesministerium übermittelten Daten zum Personal und zu den Räumen. Diese Daten sind nicht sehr komplex. Dennoch wäre die Wahrscheinlichkeit gleich lautender Ergebnisse der Universität und des bm:bwk zu einer bestimmten Abfrage sehr gering, weil Unterschiede im Aktualitätsstand der Daten und in den für die Auswertung herangezogenen Merkmalen fast unvermeidlich sind. Es ist daher im Rahmen des Datawarehouse des bm:bwk für den Universitätsbereich vorgesehen, jeder Universität die von ihr übermittelten und ordnungsgemäß befundenen Daten zugänglich zu machen. Soweit dies tatsächlich der Fall ist, verpflichtet 
§ 5 die jeweilige Universität, sich für einschlägige Statistiken in der Wissensbilanz, im Leistungsbericht oder in anderen zur Vorlage an das bm:bwk bestimmten Berichten dieser Datenbasis zu bedienen. Differierende Ergebnisse sollten damit im Regelfall vermieden werden, was insbesondere dem Verhandlungsprozess für die Leistungsvereinbarung zu Gute käme. Im Fall des Formelbudgets wird die Universität ihrerseits interessiert sein, die vom bm:bwk für die Berechnungen herangezogenen Daten zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Z 10 bis 12 (Anlage 1):

Die Bestimmung des ersten Satzes, betreffend Übermittlung mehrerer Datensätze zu einer Person, wurde bereits bisher im einschlägigen Arbeitsbehelf des bm:bwk für die Universitäten dahingehend interpretiert, dass auch bei Personen, die im Rahmen ihres einzigen Beschäftigungsverhältnisses in unterschiedlichen Verwendungen stehen, getrennte Datensätze zu übermitteln sind. Dies soll nun in der Verordnung selbst klar gestellt werden. Beispiele für unterschiedliche Verwendungen in einem einzigen Beschäftigungsverhältnis sind z.B. Leitungsfunktionen (Verwendung 50 Management), die von Universitätsprofessor/innen (Verwendung 11) ausgeübt werden.

Die Änderung in Z 2.2 soll den Universitäten die Erstellung der Daten für die Bildungsdokumentation erleichtern, weil beim Herstellen des Datenbestandes für den Export nicht im Einzelfall geprüft werden muss, ob die verschlüsselte Sozialversicherungsnummer erstmalig übermittelt wird.

In Z 2.5 soll bei Beschäftigungsart 1 künftig explizit zwischen Ausbildungsverhältnissen gemäß Berufsausbildungsgesetz (Code 6) und anderen Ausbildungsverhältnissen, insbesondere im wissenschaftlich-künstlerischen Bereich (Code 4) unterschieden werden. Die Ausprägung 2 kann entfallen, da sie bislang nicht benötigt wurde. 

Die Änderung der Textierung bei den befristeten Beschäftigungsverhältnissen („Beschäftigungsart 2“) soll begriffliche Unsicherheiten beseitigen, die im Zusammenhang mit freien Dienstverträgen aufgetreten sind.

Z 13 und 14 (Anlagen 2 und 3):

Der Entfall einer gesonderten Beschreibung der Personaldaten der Universität für Weiterbildung Krems ist mit einer Änderung der Nummerierung der bisherigen Anlage 3 als Anlage 2 verbunden. Infolge der Änderung der Bezeichnung der Donau-Universität Krems und weiterer terminologischer Adaptierungen (Nutzungsarten 8 und 9) wird die nunmehrige Anlage 2 vollständig neu gefasst. 

Materiell geändert wird nur die Datenart Hauptmietzins. Während als Kosteninformation dzt. nur der monatliche Hauptmietzins bekannt zugeben ist, soll diese Information künftig um die Betriebskosten ergänzt werden und die Umsatzsteuer, sofern sie zu bezahlen ist, als gesonderter Betrag ausgewiesen werden. Die Betriebskosten sind durch Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen des Mietrechtsgesetzes eindeutig umschrieben. Im Hinblick auf das Gewicht des Kostenfaktors Gebäude für das Budget der Universitäten erscheint es notwendig, die Gesamtheit der Objektkosten zu erfassen und so die Mietenentwicklung nachvollziehbar darstellen zu können. Die Kenntnis dieser Kosten ist eine wesentliche Grundlage für die Bemessung der Grundbudgets im Rahmen der Leistungsvereinbarungen. Die Gliederung Hauptmietzins/Nutzungsentgelt – Betriebskosten – Umsatzsteuer entspricht der Gliederung der Vorschreibungen der BIG, so dass diese Informationen in den meisten Fällen ohne besonderen Aufwand gewonnen werden können.

Nach der geltenden Verordnung sind sowohl die Nettogrundfläche als auch die Nutzfläche eines Objektes nach den Nutzungsarten der Z 2.2 zu untergliedern. Dies hat unter anderem zu begrifflichen Unsicherheiten geführt. Der nunmehrige Entwurf geht dahin, die Nettogrundfäche mit einem einzigen Wert anzugeben. Zusätzlich sollen die Nutzflächen nach Nutzungsarten gegliedert ausgewiesen werden; die Funktionsfläche (bisher „Technikräume“) und die Verkehrsfläche (bisher „Verkehrserschließung“) wird je Objekt zusätzlich anzugeben sein.

Entwurf

Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, mit der die Verordnung über die Durchführung des Bildungsdokumentationsgesetzes an Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen (Bildungsdokumentationsverordnung–Fachhochschulen – BidokVFH)  geändert wird

Auf Grund 

1. der §§ 4 und 9 des Bildungsdokumentationsgesetzes, BGBl. I Nr. 12/2002, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 169/2002,  und

2. des § 4 Abs. 4 und § 8 des Bundesstatistikgesetzes 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 71/2003, 

wird verordnet:

Die Verordnung über die Durchführung des Bildungsdokumentationsgesetzes an Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen (Bildungsdokumentationsverordnung-Fachhochschulen – BidokVFH), BGBl. II Nr. 29/2004, wird wie folgt geändert: 

Anlage 2 Z 2.3 lautet:

„2.3 Verwendung

1 
Lehre und Forschung

2 
wissenschaftliche Mitarbeit in Forschung und Lehre

3
professionelle Unterstützung der Studierenden beim Lernen und Forschen

4
professionelle Unterstützung der Studierenden in Gesundheits- und Sozialbelangen

5
Management

6
Verwaltung

7
Wartung und Betrieb“

Vorblatt

Inhalt:

Bei der Umsetzung der Bildungsdokumentationsverordnung-Fachhochschulen – BidokVFH erwies sich eine stärker an die Universitäten angenäherte Codierung bei der Darstellung der Verwendungskategorien des Personals der FH-Studiengänge als zweckmäßiger als die in der BiDokVFH vorgesehene Codierung, daher soll eine Anpassung der Codiervorgabe der BiDokVFH für die Verwendung an die tatsächlich gewählte Lösung erfolgen.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine Mehr- oder Minderkosten.

Auswirkungen auf die Beschäftigung und des Wirtschaftsstandort Österreich:

Keine.
Alternative:

Keine

Verhältnis zu Rechtsvorschriften der EU:

Der Regelungsgegenstand fällt nicht in den Anwendungsbereich des Rechtes der Europäischen Union.

Erläuterungen

Die Bildungsdokumentationsverordnung-Fachhochschulen – BiDokVFH, BGBl. II Nr. 29/2004, wurde in Zusammenarbeit von Fachhochschulrat und Fachhochschulkonferenz umgesetzt. Dabei erwies sich eine gegenüber dem ursprünglichen Konzept des Fachhochschulrates, das in die geltende BiDokVFH Eingang fand, etwas modifizierte Form der Darstellung der Verwendungen im Bereich Lehre und Forschung zweckmäßig. Dies soll nun in der Verordnung nachvollzogen werden. In der Datenmeldung der Erhalter tritt durch die vorliegende Anpassung der Verordnung keine Änderung ein. Es entsteht daher auch kein zusätzlicher oder verminderter Aufwand.
Zur Vermeidung von Missverständnissen bei den Erhaltern von FH-Studiengängen wird darauf hingewiesen, dass unter „5 Management“ die Kategorien 5, 6 und 7 der BIS-Meldung zusammengefasst werden; die Kategorien 8 und 9 der BIS-Meldung entsprechen den Kategorien 6 und 7 laut vorliegendem Entwurf. Die entsprechenden Umschlüsselungen für das bm:bwk und die Bundesanstalt Statistik Austria werden von der Geschäftsstelle des Fachhochschulrates durchgeführt.

